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Generalversammlung  Verteilung: Allgemein 

20. Januar 2006 

Sechzigste Tagung 
Tagesordnungspunkt 71 b) 

Resolution der Generalversammlung 

[auf Grund des Berichts des Dritten Ausschusses (A/60/509/Add.2 (Part II))] 

60/150.  Bekämpfung der Diffamierung von Religionen 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis darauf, dass sich alle Staaten nach der Charta der Vereinten Nationen 
verpflichtet haben, die allgemeine Achtung und Einhaltung der Menschenrechte und Grund-
freiheiten für alle ohne Unterschied nach Rasse, Geschlecht, Sprache oder Religion zu för-
dern und zu festigen, 

 sowie unter Hinweis auf die einschlägigen Resolutionen der Menschenrechtskommis-
sion zu diesem Thema, 

 ferner unter Hinweis auf die von der Generalversammlung am 8. September 2000 ver-
abschiedete Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen1, die in der Millenniums-Erklä-
rung bekundete Entschlossenheit begrüßend, Maßnahmen zu ergreifen, um die in vielen Ge-
sellschaften immer häufiger vorkommenden rassistischen und fremdenfeindlichen Hand-
lungen zu beseitigen und in allen Gesellschaften größere Harmonie und Toleranz zu fördern, 
und ihrer wirksamen Umsetzung auf allen Ebenen erwartungsvoll entgegensehend, so auch 
im Kontext der Erklärung und des Aktionsprogramms von Durban, die auf der vom 31. Au-
gust bis 8. September 2001 in Durban (Südafrika) abgehaltenen Weltkonferenz gegen Ras-
sismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängende Into-
leranz verabschiedet wurden2, 

 unter Hinweis auf die Verkündung der Globalen Agenda für den Dialog zwischen den 
Kulturen3 und mit der Bitte an die Staaten, die Organisationen und Organe des Systems der 
Vereinten Nationen, im Rahmen ihrer vorhandenen Mittel, sowie andere internationale und 
regionale Organisationen und die Zivilgesellschaft, zur Durchführung des in der Globalen 
Agenda enthaltenen Aktionsprogramms beizutragen, 

 unter Begrüßung der Fortschritte bei der Weiterverfolgung der Erklärung und des Ak-
tionsprogramms von Durban, 

_______________ 
1 Siehe Resolution 55/2. 
2 Siehe Weltkonferenz gegen Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusam-
menhängende Intoleranz: Erklärung und Aktionsprogramm. 
3 Siehe Resolution 56/6. 
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 mit Bedauern davon Kenntnis nehmend, dass die Tagung zum Thema "Zivilisation 
und Harmonie: Werte und Mechanismen der globalen Ordnung", die im Jahr 2004 als Fol-
getreffen zu dem am 12. und 13. Februar 2002 in Istanbul (Türkei) abgehaltenen gemeinsa-
men Forum der Organisation der Islamischen Konferenz und der Europäischen Union zum 
Thema "Zivilisation und Harmonie: die politische Dimension" in Istanbul stattfinden sollte, 
abgesagt wurde, und unterstreichend, dass solche Initiativen zur Vertiefung des Dialogs und 
zur Stärkung des Verständnisses zwischen den beiden größten Gruppen von Nationen Eura-
siens und Afrikas fortgesetzt werden, 

 erneut erklärend, dass die Diskriminierung von Menschen auf Grund der Religion 
oder der Weltanschauung einen Affront gegen die Menschenwürde und eine Verleugnung 
der Grundsätze der Charta darstellt, 

 in der Überzeugung, dass die religiöse und kulturelle Vielfalt in einer immer stärker 
von Globalisierung geprägten Welt nicht als Begründung für eine neue ideologische und po-
litische Konfrontation herangezogen werden darf, sondern als Motor für Kreativität, Dyna-
mik und die Förderung der sozialen Gerechtigkeit, der Toleranz und der Verständigung so-
wie des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit genutzt werden muss, 

 in Anerkennung des wertvollen Beitrags aller Religionen zur modernen Zivilisation 
und des Beitrags, den der Dialog zwischen den Kulturen zu einem besseren Bewusstsein 
und Verständnis der von allen Menschen geteilten gemeinsamen Werte leisten kann, 

 bekräftigend, dass kulturelle Vielfalt ein kostbares Gut für den Fortschritt und das 
Wohl der gesamten Menschheit ist und als eine dauerhafte, unsere Gesellschaften berei-
chernde Erscheinung geschätzt, genossen, aufrichtig angenommen und begrüßt werden soll-
te, 

 betonend, dass den Staaten, nichtstaatlichen Organisationen, religiösen Organisatio-
nen und den Medien eine wichtige Rolle bei der Förderung der Toleranz und der Religions- 
und Weltanschauungsfreiheit zukommt, insbesondere durch Bildungsmaßnahmen, die zur 
Toleranz und zur Achtung der Religion und der Weltanschauung erziehen, 

 höchst beunruhigt über die anhaltenden negativen Auswirkungen der Ereignisse des 
11. September 2001 auf muslimische Minderheiten und Gemeinschaften in einigen nicht-
muslimischen Ländern, das negative Islambild in den Medien und die Einführung und An-
wendung von Gesetzen, die Muslime gezielt diskriminieren und sich gegen sie richten, 

 sowie höchst beunruhigt darüber, dass es in vielen Teilen der Welt zu ernsten Fällen 
von Intoleranz, Diskriminierung und Gewalthandlungen auf Grund der Religion oder der 
Weltanschauung sowie zu Einschüchterungen und Nötigungen kommt, deren Beweggrund 
ein religiöser oder anders gearteter Extremismus ist und die die Ausübung der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten gefährden, 

 mit Besorgnis feststellend, dass die Diffamierung von Religionen zu den Ursachen so-
zialer Disharmonie gehört und zu Menschenrechtsverletzungen führt, 

 mit tiefer Besorgnis feststellend, dass in den letzten Jahren die Zahl der Erklärungen, 
in denen Religionen, insbesondere der Islam und die Muslime, angegriffen werden, immer 
mehr zugenommen hat, vor allem in den Menschenrechtsforen, 

 1. bekundet seine tiefe Besorgnis über die negative Stereotypisierung von Religio-
nen und die Ausprägungen von Intoleranz und Diskriminierung in Fragen der Religion oder 
der Weltanschauung, die in einigen Regionen der Welt nach wie vor in Erscheinung treten; 
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 2. missbilligt entschieden die tätlichen Angriffe und Übergriffe auf Geschäfte, Kul-
turzentren und Kultstätten aller Religionen sowie die gezielten Attacken gegen religiöse 
Symbole; 

 3. nimmt mit tiefer Besorgnis Kenntnis von der Intensivierung der Diffamierungs-
kampagne gegen Religionen und der gezielten Überwachung muslimischer Minderheiten 
auf Grund der ethnischen Zugehörigkeit und der Religion seit den tragischen Ereignissen 
des 11. September 2001; 

 4. bekundet ihre tiefe Besorgnis darüber, dass der Islam oft fälschlich mit Men-
schenrechtsverletzungen und Terrorismus in Verbindung gebracht wird; 

 5. bekundet außerdem ihre tiefe Besorgnis über die von extremistischen Organisa-
tionen und Gruppen verfolgten Programme und Ziele zur Diffamierung von Religionen, 
insbesondere wenn sie von Regierungen unterstützt werden; 

 6. missbilligt die Verwendung der Print-, audiovisuellen und elektronischen Me-
dien, einschließlich des Internets, und aller anderen Mittel zu dem Zweck, zu Gewalthand-
lungen, Fremdenfeindlichkeit oder damit zusammenhängender Intoleranz und Diskriminie-
rung gegen den Islam oder irgendeine andere Religion anzustiften; 

 7. erkennt an, dass die Diffamierung von Religionen im Kontext des Kampfes ge-
gen den Terrorismus und der Reaktion auf Maßnahmen zur Terrorismusbekämpfung zu ei-
nem erschwerenden Faktor wird, der zur Verweigerung der Grundrechte und -freiheiten der 
Zielgruppen sowie zu ihrer wirtschaftlichen und sozialen Ausgrenzung beiträgt; 

 8. hebt hervor, dass die Diffamierung aller Religionen, insbesondere des Islam und 
der Muslime, vor allem in den Menschenrechtsforen wirksam bekämpft werden muss; 

 9. fordert die Staaten nachdrücklich auf, durch entschlossene Maßnahmen die Ver-
breitung rassistischen und fremdenfeindlichen Gedankenguts und Materials, das gegen eine 
Religion oder ihre Anhänger gerichtet ist und eine Anstiftung zu Diskriminierung, Feind-
seligkeit oder Gewalt darstellt, durch politische Institutionen und Organisationen zu ver-
bieten; 

 10. fordert die Staaten außerdem nachdrücklich auf, im Rahmen ihrer jeweiligen 
Rechts- und Verfassungsordnung einen hinreichenden Schutz vor Akten des Hasses, der 
Diskriminierung, der Einschüchterung und der Nötigung, die aus der Diffamierung von Re-
ligionen resultieren, zu gewährleisten, alle Möglichkeiten auszuschöpfen, um die Toleranz 
und die Achtung aller Religionen und ihrer Wertesysteme zu fördern, und ihre Rechtsord-
nungen durch geistige und moralische Strategien zur Bekämpfung von Hass und Intoleranz 
auf Grund der Religion zu ergänzen; 

 11. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, sicherzustellen, dass alle öffentlichen 
Amtsträger, namentlich die Mitglieder der mit der Rechtsdurchsetzung beauftragten Organe, 
das Militär, die Beamten und die Lehrkräfte, bei der Wahrnehmung ihrer amtlichen Aufga-
ben unterschiedliche Religionen und Weltanschauungen achten und niemanden auf Grund 
seiner Religion oder Weltanschauung diskriminieren und dass jede erforderliche und geeig-
nete Aufklärung oder Schulung geleistet wird; 

 12. unterstreicht die Notwendigkeit, die Diffamierung von Religionen zu bekämp-
fen, indem die Maßnahmen auf lokaler, nationaler, regionaler und internationaler Ebene zu 
Strategien zusammengefasst und harmonisiert werden, durch Aufklärungsarbeit und be-
wusstseinsbildende Maßnahmen; 
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 13. fordert die Staaten nachdrücklich auf, den gleichen Zugang zur Bildung für alle 
im Gesetz und in der Praxis zu gewährleisten, namentlich den Zugang zu kostenloser 
Grundschulbildung für alle Kinder, Mädchen wie Jungen, sowie den Zugang für Erwach-
sene zu lebenslangem Lernen und zu Bildung, auf der Grundlage der Achtung der Men-
schenrechte, der Vielfalt und der Toleranz sowie ohne jede Diskriminierung, und keine 
rechtlichen oder sonstigen Maßnahmen zu ergreifen, die zu einer Rassentrennung beim Zu-
gang zur Schulbildung führen; 

 14. fordert die internationale Gemeinschaft auf, einen globalen Dialog zur Förde-
rung einer Kultur der Toleranz und des Friedens auf der Grundlage der Achtung der Men-
schenrechte und der religiösen Vielfalt einzuleiten, und legt den Staaten, nichtstaatlichen 
Organisationen, religiösen Organisationen sowie den Print- und elektronischen Medien ein-
dringlich nahe, einen solchen Dialog zu unterstützen und zu fördern; 

 15. fordert die Hohe Kommissarin der Vereinten Nationen für Menschenrechte auf, 
die Einbeziehung von Menschenrechtsaspekten in den Dialog zwischen den Kulturen zu 
fördern, unter anderem durch 

 a) ihre Eingliederung in Fachseminare und Sonderdebatten über den positiven Bei-
trag der Kulturen sowie der religiösen und kulturellen Vielfalt, einschließlich durch Bil-
dungsprogramme, insbesondere das am 10. Dezember 2004 verkündete Weltprogramm für 
Menschenrechtsbildung4; 

 b) die Zusammenarbeit des Amtes des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen 
für Menschenrechte mit anderen zuständigen internationalen Organisationen bei der Abhal-
tung gemeinsamer Konferenzen zur Förderung dieses Dialogs sowie des Verständnisses der 
Allgemeingültigkeit der Menschenrechte und ihrer Verwirklichung auf verschiedenen Ebe-
nen; 

 16. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung auf ihrer einundsechzig-
sten Tagung einen Bericht über die Durchführung dieser Resolution vorzulegen. 

64. Plenarsitzung 
16. Dezember 2005 

_______________ 
4 Siehe Resolutionen 59/113 A und B. 


